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juris

§ 66 Abs 1 OWiG, § 67 Abs 2 OWiG

BuBgeldverfahren wegen Geschwindigkeitsiiberschrei-
tung: Horizontale Beschrankung eines Einspruchs gegen
den BuBgeldbescheid auf die Rechtsfolgen; Bedeutung ei-
nes richterlichen Hinweises betreffend die Schuldform

Leitsatz

1. Die horizontale Beschrankung eines Einspruchs auf die Rechtsfolgen ist zulassig, soweit

- der BuBgeldbescheid die in § 66 OWiG niedergelegten Voraussetzungen erflllt,

- die Erklédrung des Betroffenen zweifelsfrei und unbedingt erfolgt

- im Fall der Vertretung eine wirksame Ermachtigung zur Abgabe der Einspruchsbeschran-

kung vorlag und

- die Erkldrung dem erkennenden Richter vor Erlass einer erstinstanzlichen Entscheidung

vorliegt.(Rn.22)

2. Ein etwaig erteilter richterlicher Hinweise betreffend die Schuldform (hier: mdgliche Verur-

teilung wegen einer Vorsatz-Tat) steht dem nicht entgegen, selbst wenn der BulRgeldbescheid
keinen ausdrlcklichen Hinweis auf die Schuldform enthalt, die vorgesehene Rechtsfolge sich

aber innerhalb des Regelrahmens der BuBgeldkatalogverordnung bewegte und die vorgewor-
fene Schuldform (hier: Fahrlassigkeit) hieraus abgeleitet werden kann.(Rn.27)

Orientierungssatz

Zitierungen zu Leitsatz 2: Anschluss OLG Oldenburg (Oldenburg), Beschluss vom 07. Marz
2016 - 2 Ss (OWi) 55/16, BeckRS 2016, 6788; Anderung OLG Jena, Beschluss vom 08. Juli
2021, 1 OLG 131 SsBs 34/21.

Verfahrensgang

vorgehend AG Stadtroda, 26. April 2024, 6 OWi 170 Js 32119/23 (2)

Tenor

1. Das Urteil des Amtsgerichts Stadtroda vom 26.04.2024 wird im Schuldspruch aufgeho-
ben und im Rechtsfolgenausspruch dahingehend abgeandert, dass gegen den Betroffe-
nen wegen der im BuBgeldbescheid der Thiringer Polizei vom 06.07.2023 rechtskraftig
festgestellten fahrlassigen Uberschreitung der zuldssigen Héchstgeschwindigkeit auRer-
orts eine GeldbuflRe von 320 Euro verhangt und ein Fahrverbot fiir die Dauer von einem
Monat angeordnet wird, welches erst dann wirksam wird, wenn der FUhrerschein in amt-
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Griinde

liche Verwahrung gelangt, spatestens jedoch nach Ablauf von vier Monaten seit Eintritt
der Rechtskraft.

2. Die Kosten des Rechtsbeschwerdeverfahrens und die dem Betroffenen darin entstan-
denen notwendigen Auslagen tragt die Staatskasse.

Der Betroffene wendet sich mit der Rechtsbeschwerde gegen seine Verurteilung durch
das Amtsgericht Stadtroda wegen einer vorsatzlichen Geschwindigkeitsuberschreitung.

Mit BuBgeldbescheid der Tharinger Polizei vom 06.07.2023 wurde dem Betroffenen vor-
geworfen, auf der Bundesautobahn .... bei B. am 13.02.2023 die zulassige Hochstge-
schwindigkeit von 80 km/h auBerhalb geschlossener Ortschaften um 46 km/h Gberschrit-
ten zu haben. Gegen ihn wurde deshalb eine GeldbulRe von 320 Euro festgesetzt und

- verbunden mit der Wirksamkeitsregel des § 25 Abs. 2a StVG - ein Fahrverbot von ei-
nem Monat angeordnet. Der BuRgeldbescheid wurde am 12.07.2023 zugestellt. Hierge-
gen richtete sich der am selben Tage zunachst vollumfanglich erhobene Einspruch des
Betroffenen. Mit Verfiigung vom 02.11.2023 wies das Amtsgericht Stadtroda den Be-
troffenen nach Eingang der Akten bei Gericht darauf hin, dass wegen der Héhe der Ge-
schwindigkeitstberschreitung auch eine Verurteilung wegen vorsatzlicher Begehungs-
weise unter Erh6hung der GeldbuBe und unter Ausdehnung des Fahrverbots in Betracht
komme. Auf die Terminsanberaumung vom 29.11.2023 hin beantragte der Verteidiger
mit Schriftsatz vom 24.02.2024 ,.namens und in Vollmacht des Betroffenen”, diesen vom
personlichen Erscheinen in der Hauptverhandlung zu entbinden. Zudem werde der ge-
gen den BuBgeldbescheid eingelegte Einspruch auf die Rechtsfolge beschrankt.

Mit Beschluss vom 26.02.2024 wies das Amtsgericht Stadtroda den Betroffenen darauf
hin, dass die Beschrankung des Einspruchs auf die Rechtsfolgen nach dortiger Auffas-
sung unwirksam sein ddrfte. Die Schuldform (Vorsatz oder Fahrldssigkeit) sei so untrenn-
bar mit der Rechtsfolge, namentlich dem Fahrverbot, verbunden, dass sie nicht unab-
hangig voneinander betrachtet werden kdénnten. Eine Rechtsmittelbeschrankung sei re-
gelmaRig unwirksam, wenn anstelle der im BuRgeldbescheid angenommenen Fahrlassig-
keit tatsachlich eine vorsatzliche Begehungsweise in Betracht komme. Wolle der Betrof-
fene dem entgehen, musse er den Einspruch in Ganze zuriicknehmen.

Mit Schriftsatz vom 19.03.2024 trat die Verteidigung dieser Rechtsauffassung entge-

gen und erklarte vorsorglich, dass die Richtigkeit des Messergebnisses nicht weiter Uber-
pruft werden solle. Im Hauptverhandlungstermin vom 26.04.2024 erklarte der Verteidi-
ger nochmals, der Einspruch werde auf die Rechtsfolge beschrankt und beantragte die
Verhangung einer GeldbuBe ohne Ausspruch eines Fahrverbots wegen fahrlassiger Bege-
hungsweise.

Das Amtsgericht Stadtroda verurteilte den Betroffenen dennoch mit Urteil vom
26.04.2024 wegen vorsatzlicher Geschwindigkeitsiiberschreitung um 46 km/h aulerorts
bei einer zulassigen Hochstgeschwindigkeit von 80 km/h zu einer Geldbulie von 640 Eu-
ro. Daneben verhangte es ein Fahrverbot fiir die Dauer von 2 Monaten, das spatestens
vier Monate nach der Rechtskraft der Entscheidung wirksam werden sollte.
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Hiergegen wendet sich der Betroffene mit der am 01.05.2024 erhobenen Rechtsbe-
schwerde. Die schriftlichen Urteilsgriinde wurden am 03.06.2024 zugestellt. Mit der
Rechtsbeschwerdebegrindung vom 28.06.2024, eingegangen am selben Tage, bean-
tragt der Verteidiger auf die Sachrtige hin die Verhangung einer GeldbuBe von 320 Euro
nebst eines einmonatigen Fahrverbots wegen fahrlassiger Begehungsweise gegen den
Betroffenen.

Die Thiringer Generalstaatsanwaltschaft ist der Rechtsauffassung des Amtsgerichts
Stadtroda betreffend die Unwirksamkeit der Einspruchsbeschrankung beigetreten und
hat daher in ihrer Stellungnahme vom 22.07.2024 beantragt, die Rechtsbeschwerde als
offensichtlich unbegrindet zu verwerfen.

Dem ist die Verteidigung mit Schriftsatz vom 05.08.2024 nochmals entgegen getreten.
Il.

Die zulassige, insbesondere gem. § 79 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 OWiG statthafte und form- so-
wie fristgerecht eingelegte Rechtsbeschwerde, die bei ihrer Begrindung - wie aus dem
unter I. dieses Beschlusses mitgeteilten Antrag ersichtlich - beschrankt worden ist, ist im
Umfang der so beschrankten Anfechtung begriindet und fihrt zur Aufhebung der ange-
fochtenen Entscheidung im Schuldspruch und zur Abanderung in der Rechtsfolge gem.

§ 349 Abs. 4 StPO i.V.m. § 79 Abs. 3 Satz 1 OWiG.

1. Der auf eine vorsatzliche Tatbegehung lautende Schuldspruch durch das Amtsgericht
Stadtroda kann vorliegend keinen Bestand haben, weil dieser bereits aufgrund einer ho-
rizontalen Beschrankung des Einspruchs gegen den nur einen Fahrlassigkeitsvorwurf
ausweisenden Bullgeldbescheid in Rechtskraft erwachsen war. Denn diese Beschran-
kung war entgegen der Auffassung des Amtsgerichts und der Thiringer Generalstaats-
anwaltschaft gemaR § 67 Abs. 2 OWiG wirksam, was das Rechtsbeschwerdegericht auf-
grund der hier erhobenen Sachriige von Amts wegen zu prifen hat.

a) Zunachst lagen die formellen Voraussetzungen fur eine Einspruchsbeschrankung vor.

Ebenso wie fir einen Teil-Verzicht auf den Einspruch bedarf der erkldrende Verteidiger
auch flr die Teilrlicknahme des Einspruchs vor oder in der Hauptverhandlung nach §§ 67
Abs. 1 Satz 2 i.V.m. § 302 Abs. 2 StPO einer bereits bei Abgabe der Rechtsmittelerkla-
rung vorliegenden besonderen ausdricklichen Ermachtigung des Betroffenen, die sich
inhaltlich auf ein bestimmtes Rechtsmittel beziehen muss (vgl. OLG Bamberg, Beschluss
vom 08.02.2019, Az.: 2 Ss OWi 123/19, bei juris, m.w.N.). Eine derartige ausdruckliche
Ermachtigung dirfte hier zwar nicht in der schriftlichen Vollmacht vom 21.04.2023 vor-
gelegen haben, welche der Verteidiger zugleich mit der Einspruchsbeschrankung vom
24.02.2024 zur Akte gereicht hatte. Denn diese Vollmacht sieht zwar in ihrem fiinften
Absatz vor, dass sie auch die Befugnis beinhalte, Rechtsmittel zurickzunehmen. Indes
muss sich diese Befugnis strafprozessual aus den dargestellten Griinden auf ein be-
stimmtes Rechtsmittel beziehen und ausdricklich von dem entsprechend konkretisier-
ten Willen des Betroffenen getragen sein. Da diese Vollmacht jedoch zeitlich noch vor
dem Erlass des BuRgeldbescheids abgegeben wurde, zeichnete sich das im weiteren
Verlauf durchgeflihrte Rechtsbehelfsverfahren allenfalls ab. Eine hinreichend konkre-

te Vorstellung von Inhalt und Ausgestaltung der mdglichen Rechtsschutzerfordernisse
einschlieBlich ihrer jeweiligen Reichweite durfte zum damaligen Zeitpunkt nicht hinrei-
chend erkennbar gewesen sein. Allerdings erfolgte die Einspruchsbeschrankung jedoch
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jedenfalls im Zusammenhang mit dem Antrag auf Entbindung vom persénlichen Erschei-
nen und mithin in Vorbereitung auf die Hauptverhandlung. Dabei erklarte der Verteidi-
ger im Schriftsatz vom 24.02.2024 ausdrucklich namens und in Vollmacht des Betroffe-
nen zu handeln. Zugleich raumte er fir diesen auch die Fahrereigenschaft ein und er-
klarte mit weiterem Schriftsatz vom 19.03.2024, dass die Richtigkeit des Messergeb-
nisses nicht (weiter) in Zweifel gezogen werde und damit auch nicht (weiter) Uberprift
werden solle. Damit ist bei verstandiger Wirdigung - erst Recht unter Berticksichtigung
der vorangegangenen richterlichen Hinweise durch das Amtsgericht Stadtroda - davon
auszugehen, dass der Verteidiger den vorstehenden Sachverhalt in Abstimmung mit
dem Betroffenen nicht mehr angefochten wissen wollte (vgl. OLG Frankfurt, Beschluss
vom 24.11.2022, Az.: 1 Ss OWi 1149/22, bei beck-online). Der Betroffene wollte sich zu
dem Hergang selbst nicht mehr dullern, sondern ausweislich des Antrags der Verteidi-
gung in dem Hauptverhandlungstermin sodann nur noch die Verhangung eines Fahr-
verbots abwenden. Auch im Zuge der namens des Betroffenen erhobenen und begrin-
deten Rechtsbeschwerde nimmt die Verteidigung wiederum Bezug auf diese Erklarung.
Zwar muss die Ermachtigung des Verteidigers zur Ricknahme bzw. Beschrankung ei-
nes Rechtsmittels im Zeitpunkt der Erklarung bereits vorliegen. Sie ist jedoch an kei-

ne Form gebunden und kann auch der Ricknahmeerklarung selbst zu entnehmen sein
(vgl. BGH, Beschluss vom 13.09.2018, Az.: 5 StR 484/18, bei juris, Rdnr. 2). Der entspre-
chende Nachweis kann zudem auch erst im Nachgang erfolgen (vgl. BGH, Beschluss vom
10.09.2009, Az.: 4 StR 120/09, bei juris, Rdnr. 5) und ist vorliegend jedenfalls in der aus-
dricklich auf die Einspruchsbeschrankung rekurrierende Rechtsheschwerdebegrindung
zu sehen. Im Ubrigen genigt fir die Annahme einer entsprechenden Erméachtigung auch
die anwaltliche Erklarung bzw. Versicherung, dass eine solche Befugnis vorliegt. Dabei
spricht bereits die Vornahme einer Prozesshandlung durch einen beauftragten Rechtsan-
walt als Verteidiger regelmaRig fur eine entsprechende Bevollmachtigung (vgl. BGH, Be-
schluss vom 07.07.1997, Az.: 5 StR 307/97 = NStZ-RR 1998, 18). Mit der vorliegenden
Erklarung der Einspruchsbeschrankung durch Rechtsanwalt K. als Fachanwalt fur Straf-
und Verkehrsrecht ist daher jedenfalls davon auszugehen, dass dieser die Teilricknahme
nur nach erfolgter besonderer Ermachtigung durch den Betroffenen vornahm.

b) Die Beschrankung des Einspruchs war auch materiell-rechtlich wirksam. Eine Be-
schrankung des Einspruchs ist nach §§ 67 Abs. 2, 46 OWiG i.V.m. § 302 Abs. 1 StPO
grundsatzlich moglich, sofern der BuBgeldbescheid den gesetzlichen Anforderungen des
§ 66 Abs. 1 OWiG entspricht (vgl. OLG Rostock, Beschluss vom 14.04.2022, Az.: 21 Ss
OWi 24/22, bei beck-online = NStZ-RR 2022, 257). Damit ist auch eine horizontale Be-
schrankung auf die Rechtsfolge in ihrer Gesamtheit zulassig, sofern der BuBgeldbescheid
den vorgeworfenen Sachverhalt hinreichend konkretisiert umschreibt.

Den Beschrankungsvorschriften sowohl im Ordnungswidrigkeitenrecht als auch in der
Strafprozessordnung ist nach standiger Rechtsprechung gemeinsam, dass der Angriff
nur auf die Beschwerdepunkte beschrankt werden kann, die eigenstandig fur sich allei-
ne geprift und bewertet werden kdnnen. Dies ist jedoch auch dann der Fall, wenn bei ei-
nem Geschwindigkeitsverstol3, der - wie hier - nach der standigen Rechtsprechung des
Thiringer Oberlandesgerichts so hoch ist, dass der sogenannte doppelte Vorsatz, d.h.
der Vorsatz bezogen auf die Geschwindigkeitsbeschrankung und die danach folgende
vorsatzliche Entscheidung, diese zu missachten, im Regelfall vom Tatgericht rechtsfeh-
lerfrei angenommen werden kann. Grundlage fur die Zumessung der Geldbule sind nach
§ 17 Abs. 3 OWiG die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der den Tater
trifft. Hierzu gehort insbesondere auch die Frage, ob sich der Schuldvorwurf auf eine vor-
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satzliche, leichtfertige oder nur einfach fahrlassige Verhaltensweise bezieht. Die Schuld-
form ist daher schon von Gesetzes wegen bei der Frage der Bemessung der Rechtsfol-
ge zu berlcksichtigen, soweit die vorgeworfene Ordnungswidrigkeit - wie hier - auf viel-
gestaltig vorwerfbare Weise begangen werden kann. Das Gesetz knupft damit in Ver-
bindung mit § 3 Abs. 4a BKAtV an die Frage der vorsatzlichen Begehungsweise andere
Rechtsfolgen als bei fahrlassiger Begehungsweise. Dieser Umstand ist jedoch der ge-
samten Rechtsordnung immanent. Soweit sich der zugrundeliegende Sachverhalt an-
dert, werden entsprechende Auswirkungen auf die rechtlichen Folgerungen zu prifen
und ggf. zu knupfen sein. Dies fuhrt im Umkehrschluss jedoch nicht dazu, dass die Ver-
bindung zwischen dem den Betroffenen treffenden Schuldvorwurf und der insoweit denk-
baren Rechtsfolgen so eng ware, dass es ausgeschlossen erscheint, ohne die vollinhalt-
liche Uberpriifung von Art, Inhalt und Intensitét des Vorwurfs eine Rechtsfolge festzu-
setzen. Vielmehr ist es dem Gericht schon aufgrund der Regelwirkung der Tatbestande
der BuRgeldkatalogverordnung ohne Weiteres madglich, die Rechtsfolge auch auf Grund-
lage der bereits im BuBgeldbescheid angenommenen Fahrlassigkeit zu bestimmen. Vor
dem Hintergrund der massenhaft vorkommenden Verst6Re gegen Strallenverkehrsre-
geln hat der Gesetzgeber in § 26a StVG die Mdglichkeit eréffnet, BuBgeldsatze fir die er-
fahrungsgemaR regelhaft vorkommenden Fallgestaltungen im Verordnungswege zu er-
lassen. Der BulRgeldkatalog hat die Qualitat eines auch flir die Gerichte verbindlichen
Rechtssatzes (vgl. BGH, Beschluss vom 28.11.1991, Az.: 4 StR 366/91 = BGHSt 38, 125).
Er dient der gleichmaRBigen Behandlung sehr haufig vorkommender, wesentlich gleichge-
lagerter Sachverhalte und soll hierdurch auch dem Gebot der materiellen Gerechtigkeit
dienen. Der Katalog fuhrt damit zwangslaufig eine Schematisierung herbei. Diese be-
inhaltet auch, dass regelmaRig die Umstande des Einzelfalls zurlcktreten missen. Hier-
zu gehdren auch der Grad der Vorwerfbarkeit im Einzelnen. Zwar liegt nach der standi-
gen Rechtsprechung des Senats eine vorsatzliche Begehungsweise bei hohen Geschwin-
digkeitsiiberschreitungen von jedenfalls 40 % der zulassigen Geschwindigkeit nahe. Die
Feststellung des vorgeworfenen Sachverhalts bleibt jedoch dennoch die originare Auf-
gabe des Tatgerichts. Dem Tatgericht ist es nach dieser Rechtsprechung lediglich még-
lich, rechtsfehlerfrei auch bei Fehlen weiterer Umstande regelmaRig von einer Vorsatz-
tat auszugehen. Dies entbindet das Tatgericht jeweils jedoch nicht von derin § 77 Abs. 1
OWiG niedergelegten Pflicht, von Amts wegen den seiner Entscheidung zu Grunde zu le-
genden Sachverhalt zu erforschen. In diesem Rahmen steht es dem Tatrichter nach ent-
sprechend ordnungsgemaler Feststellung der Geschwindigkeitsmessung frei, von den
objektiven Tatumsténden, namentlich der Héhe der Uberschreitung, auf die subjektive
Tatseite im Sinne einer vorsatzlichen Tatbegehung zu schlieRen. Dies ist Ausdruck frei-
er richterlichen Beweiswirdigung, die bei der dargestellten besonders hohen Uberschrei-
tung von Rechts wegen nicht zur Beanstandung durch den Senat wegen lickenhafter
Sachverhaltsaufklarung oder Beweiswirdigung fihrt. Eine wirksame Beschrankung ei-
nes Rechtsmittels auf die Rechtsfolgenseite setzt jedoch schon keine rechtsfehlerfreie
Beweiswurdigung voraus (vgl. OLG Kéln, Beschluss vom 15.11.2002, Az.: Ss 458/02 B

= NZV 2003, 100 (101)). Unabhangig hiervon erlaubt die freie richterliche Beweiswrdi-
gung jedenfalls auch eine gegenteilige Schlussfolgerung, wenn der Tatrichter dies unter
Bericksichtigung etwaiger Besonderheiten des Einzelfalls fur Gberzeugend erachtet. Die
Betrachtung solcher Besonderheiten ist im Anwendungsbereich der BuRgeldkatalogver-
ordnung dem Verkehrsordnungswidrigkeitenrecht jedoch aufgrund der Regelwirkung der
darin niedergelegten Tatbestande regelmaBig fremd. Mit den in dem BuRgeldbescheid
Ublicherweise lediglich in einer Kurzform aus Tatort, Tatzeit und Tathandlung niederge-
legten tatsachlichen Feststellungen geht eine Schematisierung einher, die eine intensi-
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ve Beweiswlrdigung und Auseinandersetzung mit den verschiedenen Graden maglicher
Vorwerfbarkeit nicht zuldsst. Die Rahmenumstande, in denen die Tathandlung begangen
worden ist, sind anders als z. B. beim wesentlichen Ergebnis der Ermittlungen in einer
Anklage in einem Bullgeldbescheid aufgrund der schematischen Herangehensweise bei
Vorliegen eines Regelfalls gerade nicht genannt. Deswegen geht zu Gunsten des Betrof-
fenen in BuBRgeldbescheiden in Verkehrssachen die BuBgeldbehdrde haufig vom Regelfall
der Fahrlassigkeit aus und bemisst daran die Rechtsfolgen. Diese Herangehensweise ist
als Akt der Wertung des Normgebers durch die Gerichte grundsatzlich hinzunehmen. Nur
dann, wenn der Betroffene durch seinen Einspruch die vollstandige Uberprifung der Tat-
handlung durch das Gericht eréffnet, wird daher der Zusammenhang zwischen Schuld-
form und Rechtsfolgenbemessung im Einzelnen wieder ermdglicht. Demgegeniber steht
es dem Betroffenen frei, die Bewertung des Tatgeschehens im Ganzen durch das Gericht
zu verhindern, indem er nur die Rechtsfolgen zur Uberpriifung stellt. Eine derart intensi-
ve Verbindung zwischen Vorsatztat und Rechtsfolge liegt aus den dargestellten Grinden
jedenfalls nicht vor (Anschluss an OLG Rostock, Beschluss vom 14.4.2022, a.a.0.).

aa) Dass dies dem Betroffenen auch nach einem richterlichen Hinweis auf eine mégliche
vorsatzliche Begehungsweise mdoglich sein muss, ergibt sich bereits aus dem Wortlaut
des § 67 Abs. 2 OWIG. Der Einspruch kann danach auf bestimmte Beschwerdepunkte be-
schrankt werden. Diesbezlgliche Ausnahmen fur die horizontale Beschrankung sind dem
Wortlaut nicht zu entnehmen. Begrifflich handelt es sich auch dann um eine Einspruchs-
beschrankung i.S.d. § 67 Abs. 2 OWiG, wenn der zunachst unbeschrankt erhobene Ein-
spruch erst nachtraglich im Wege eines Verteidigerschriftsatzes im Vorfeld der Haupt-
verhandlung - wie hier - oder gar erst innerhalb der Hauptverhandlung teilweise zurtck-
genommen und damit zeitlich nachfolgend zu seiner Einlegung auf bestimmte Punkte
beschrankt wird (vgl. OLG Jena, Beschluss vom 08.07.2021, Az.: 1 OLG 131 SsBs 34/21,
m.w.N.).

bb) Auch nach dem vom Gesetzgeber angestrebten Sinn und Zweck der Norm ist eine
horizontale Beschrankung mit dem Ziel der Verhinderung einer Verschlechterung der
Schuldform vereinbar. Die Méglichkeit der Beschrankung des Einspruchs in § 67 Abs. 2
OWiG wurde mit dem Gesetz zur Anderung des Gesetzes (iber Ordnungswidrigkeiten und
anderer Gesetze vom 26.01.1998 (BGBI. 1 1998 Nr. 6, S. 156) eingeflihrt. Der Gesetzent-
wurf diente ausweislich seiner Begrindung der ,,dringend geboten(en)” Entlastung der
Justiz wegen ,Uber Gebuhr erfolgten Anfechtungen bei Entscheidungen Uber ,verhalt-
nismaRig geringflgige” Ordnungswidrigkeiten (BT-Drs. 13/5418, S. 1). Die zum dama-
ligen Zeitpunkt bereits bestehende Beschrankungsmaglichkeit auf einzelne Taten soll-
te daher auch auf bestimmte Beschwerdepunkte erweitert werden. Die Regelung sollte
nach der Vorstellung des Gesetzgebers in der Folge ausdriicklich auch die Beschrankung
auf die Rechtsfolgen der Ordnungswidrigkeit ermdglichen (BT-Drs. 13/5418, S. 8). Das
BuBgeld- und Einspruchsverfahren kann mit der Zuldssigkeit der horizontalen Beschran-
kung diesem gesetzgeberischen Anliegen entsprechend deutlich gestrafft und verein-
facht werden. Denn wenn die Feststellungen des BuRgeldbescheids rechtskraftig festste-
hen, muss vor Gericht nur noch zum Rechtsfolgenausspruch verhandelt und entschieden
werden.

cc) Auch die systematische Auslegung spricht fir die Méglichkeit der horizontalen Ein-
spruchsbeschréankung unabhéngig von der Frage der Schuldform. Mit der 0.g. Ande-
rungsgesetzgebung sollte § 67 Abs. 2 OWiG an § 410 Abs. 2 StPO angepasst werden,
der fur den Einspruch gegen einen Strafbefehl ebenfalls die Mdglichkeit der Beschran-
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kung auf bestimmte Beschwerdepunkte vorsieht (BT-Drs. 13/5418, S. 8). Fur das Strafbe-
fehlsverfahren ist jedoch anerkannt, dass sich die Beschrankung infolge Abtrennbarkeit
der Rechtsfolge auf diese oder sogar auch auf selbstandige Teile des Rechtsfolgenaus-
spruchs beziehen kann z.B. die Zahl oder Hohe der Tagessatze einer Geldstrafe (Eck-
stein, in: Miinchener Kommentar zur StPO, 1. Auflage 2019, § 410 Rdnr. 23 m.w.N.). Uber
den Einspruch nur gegen die Tagessatzh6he kann mit Zustimmung des Angeklagten, des
Verteidigers und der Staatsanwaltschaft ohne Hauptverhandlung sogar durch Beschluss
entschieden werden, § 411 Abs. 1 Satz 3 StPO.

Entsprechendes gilt fur das vergleichbare Berufungs- bzw. sogar fur das Revisionsver-
fahren (§ 318 StPO, § 344 Abs. 1 StPO). Die standige Rechtsprechung halt eine Beschran-
kung von Berufung und Revision auf den Rechtsfolgenausspruch grundsatzlich far zu-
Iassig. Schuld- und Strafausspruch sind namlich in der Regel trennbar. Eine Trennbar-
keit zwischen Schuld- und Strafausspruch ist nur dann zu verneinen, wenn die Tatsa-
chenfeststellungen unklar, lickenhaft, widersprichlich oder so durftig sind, dass sie den
Unrechts- und Schuldgehalt der Tat nicht erkennen lassen und keine taugliche Grund-
lage fur die Beurteilung der Rechtsfolgenentscheidung bieten (vgl. BGH, Urteil vom
02.12.2015, Az.: 2 StR 258/15 = StV 2017, S. 314 (315)) oder unklar bleibt, ob sich der
Angeklagte Uberhaupt strafbar gemacht hat (vgl. BGH, Urt. v. 6.8.2014, Az.: 2 StR 60/14
= NStZ 2014, 635 (635)). Daran gemessen kann selbst bei einer Straf-Verurteilung we-
gen Fahrens ohne Fahrerlaubnis - § 21 Abs. 1, Abs 2 StVG sehen ebenfalls die vorsatzli-
che und die fahrlassige Begehungsweise vor - einer auf den Rechtsfolgenausspruch be-
schrankten Berufung die Wirksamkeit nicht abgesprochen werden. Dies gilt auch dann,
wenn das angegriffene Urteil lediglich Feststellungen zu Tatzeit und Tatort, zu dem ver-
wendeten Kraftfahrzeug sowie zum Fehlen der erforderlichen Fahrerlaubnis enthalt und
sich die subjektiven Feststellungen auf ein wissentliches Vorgehen des Angeklagten be-
schranken, ohne zugleich nahere Feststellungen zum konkreten Schuldumfang (etwa
Fahrstrecke, Verkehrsbedeutung, konkrete Gefahrdungen, etc.) zu treffen (vgl. BGH, Be-
schluss vom 27.4.2017, Az.: 4 StR 547/16 = NJW 2017, 2482 (2483)). Diese Situation
entspricht jedoch letztlich derjenigen, wie sie im Einspruchsverfahren gegen einen BuR3-
geldbescheid regelmaRig vorkommt. Uber Tatort, Tatzeit und Tatmittel hinaus ist dort
jeweils regelmaBig nur pauschal der Fahrlassigkeitsvorwurf bei der Tatbegehung unter-
stellt bzw. indiziert. Wenn jedoch selbst an eine Beschrankung bei einer strafrechtlichen
Verurteilung keine héheren Anforderungen zu stellen sind, muss dies erst recht in dem
auf Standardisierung ausgerichteten Verkehrsordnungswidrigkeitenverfahren gelten. Der
Betroffene eines Bullgeldverfahrens muss es deshalb wie auch sonst jeder potentielle
Rechtsmittelfihrer selbst in der Hand haben, ob und in welchem Umfang er den ergan-
genen BuBgeldbescheid rechtskraftig werden lasst, auch wenn er ihn zunachst oder ggf.
sogar weiterhin inhaltlich fur falsch halt (vgl. OLG Frankfurt a. M., Beschl. v. 24.11.2022,
Az.: 1 Ss OWi 1149/22 = NStZ-RR 2023, 188 (189) unter Abkehr von der dortigen bisheri-
gen Einzelrichter-Rechtsprechung). Denn die Situation der von Beginn an nur beschrankt
dem Gericht zur Prifung vorgelegten Sache unterscheidet sich nicht wesentlich von der
erst im Nachgang erklarten (Teil-)Rlcknahme des urspriinglich unbeschrankt eingeleg-
ten Rechtsmittels. Beide Formen der Beschrankung sind in gleicher Weise zulassig auf
eine ergebnisorientierte Fokussierung der Anfechtung gerichtet.

dd) Hieran andert sich auch durch einen etwaig zuvor erteilten Hinweis betreffend eine
mdgliche vorsatzliche Begehungsweise nichts. Die Hinweispflicht auf eine maglicherwei-
se veranderte Bewertung gem. § 265 StPO i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG dient der Sicherung
der umfassenden Verteidigung des Betroffenen und damit der Gewahrleistung seines
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Anspruchs auf ein faires Verfahren. Er soll seine Verteidigung auf den veranderten Ge-
sichtspunkt einrichten kdnnen. Die gegenteilige Rechtsauffassung wirde hingegen be-
deuten, dass der Betroffene auf Grund eines solchen richterlichen Hinweises ihm sonst
zustehende prozessuale Rechte verliert und damit den Sinn und Zweck der Hinweis-
pflicht in das Gegenteil verkehren (vgl. OLG Frankfurt a. M., a.a.0.).

ee) Dem steht auch nicht entgegen, dass die Beschrankung damit zwangslaufig dazu
fuhrt, dass sich der Betroffene einer Verbdserung des Schuldspruchs und damit regelma-
Big auch der Rechtsfolgen entzieht.

Soweit das Amtsgericht dies in der angefochtenen Entscheidung als ,Rosinenpickerei”
einstufte, d.h. als eine Vorgehensweise die fur den Betroffenen moglicherweise glnsti-
gen Aspekte herauszusuchen und alle diejenigen weg zu beschranken, die fur ihn nach-
teilig sind, kann dem nicht einschrankungslos gefolgt werden. Zwar mag es zutreffen,
dass der Betroffene bei vollstandiger Anfechtung des BuRgeldbescheids eine nachteili-
gere Rechtsfolge zu erwarten gehabt hatte, als dies bei beschrankter Einlegung der Fall
ist. Angesichts dessen, dass der Betroffene mit der Beschrankung seines Einspruchs den
Schuldvorwurf aus dem BuRgeldbescheid jedoch grundhaft gegen sich gelten lasst, kann
indes keine Rede davon sein, dass er das Verfahren mit Blick auf das im Fall eines unbe-
schrankten Einspruchs regelmalig gegebene Ziel, vom Vorwurf freigesprochen zu wer-
den, mit seiner Einspruchsbeschrankung ausschlieBlich auf ihn glinstige Punkte des Tat-
geschehens reduziert (vgl. OLG Rostock, a.a.0.). Im Ubrigen ist auch im Strafverfahren
nicht in Frage gestellt, dass die Zulassigkeit einer Rechtsmittelbeschrankung nicht davon
abhangig ist, ob hierdurch flr den Betroffenen ausschlieBlich eine Verbesserung seiner
Situation zu erwarten steht.

ff) Der Senat erachtet die horizontale Beschrankung eines Einspruchs auf die Rechtsfol-
gen mithin aus den dargestellten Grinden grundsatzlich fur zuldssig, soweit

1. der BulBgeldbescheid die in § 66 OWIiG niedergelegten Voraussetzungen erfullt,
2. die Erkladrung des Betroffenen zweifelsfrei und unbedingt erfolgt

3. im Fall der Vertretung eine wirksame Ermachtigung zur Abgabe der Einspruchsbe-
schrankung vorlag und

4, die Erklarung dem erkennenden Richter vor Erlass einer erstinstanzlichen Ent-
scheidung vorliegt.

Dies gilt auch nach der Erteilung richterlicher Hinweise die Schuldfrage betreffend, so-
weit kein Fall des § 81 Abs. 1 Satz 2 OWiG wegen eines etwaig erforderlichen Ubergangs
in das Strafverfahren vorliegt.

Im Fall von Verkehrsordnungswidrigkeiten ist eine Einspruchsbeschrankung im Hinblick
auf die in § 66 Abs. 1 Nr. 3 OWiG genannten Angaben auch dann wirksam, wenn der
BuRgeldbescheid keinen ausdricklichen Hinweis auf die Schuldform enthalt, die vorgese-
hene Rechtsfolge sich aber innerhalb des Regelrahmens der BuBgeldkatalogverordnung
bewegte und die vorgeworfene Schuldform hieraus abgeleitet werden kann (vgl. OLG OI-
denburg, Beschluss vom 07.03.2016, Az.: 2 Ss (OWi) 55/16, BeckRS 2016, 6788) Soweit
der Senat in bisher unverdffentlichten Einzelrichterentscheidungen in der Vergangen-
heit (bspw., allerdings nicht tragend: Senatsbeschluss vom 08.07.2021, 1 OLG 131 SsBs
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34/21 unter Hinweis auf: OLG Frankfurt, Beschluss vom 23.03.2016, Az.: 2 Ss OWi 52/16)
eine andere Rechtsauffassung vertreten hat, halt er hieran nicht mehr fest.

Soweit der 2. Senat flir Bullgeldsachen in der unverdffentlichten Einzelrichterentschei-
dung vom 20.03.2024 in dem Verfahren mit dem Az.: 3 ORbs 171 SsBs 8/24 ebenfalls ei-
ne gegenteilige Ansicht vertreten hat, ist dieser aufgrund einer zwischenzeitlich einge-
tretenen Anderung der Geschaftsverteilung seit dem 01.04.2024 nicht mehr fiir BuRgeld-
sachen zustandig; dies ist nunmehr ausschlieflich der erkennende Senat.

Der Senat schlielst sich mit dieser Entscheidung der Rechtsprechung der tbrigen Ober-
landesgerichte an. Eine etwaige Divergenz zu anderen Obergerichten liegt damit - je-
denfalls soweit erkennbar - nicht (mehr) vor. Insoweit wird auf die in den vorstehen-

den Erwégungen und auf die in dem Ubertragungsbeschluss der Einzelrichterin vom
27.08.2024 zitierten Entscheidungen Bezug genommen. Lediglich die Entscheidung des
Oberlandesgerichts Celle vom 08.07.1999 in dem Verfahren mit dem dortigen Az.: 233
Ss 35/99 weist in Randziffer 8 (nach juris) noch die Anmerkung einer moglichen Uber-
prufbarkeit bei einem Verdacht auf vorsatzliches Zuwiderhandeln auf. Insoweit hatte der
Senat jedoch ebenfalls keine Divergenzvorlage nach § 121 Abs. 2 GVG vorzunehmen.
Will ein Oberlandesgericht bei seiner Entscheidung von einer Entscheidung eines ande-
ren Oberlandesgerichtes abweichen, so hat es danach die Sache dem Bundesgerichtshof
vorzulegen. Diese Voraussetzungen sind hier nicht erflllt. Denn auch die dortige Rechts-
beschwerde des Betroffenen wurde durch das Oberlandesgericht Celle verworfen, weil
von einer wirksamen Einspruchsbeschrankung auszugehen war und es sich bei den dor-
tigen Ausfiihrungen zur Uberpriifbarkeit wegen ,,Grund zu dem Verdacht vorsatzlichen
Zuwiderhandelns" (Oberlandesgericht Celle, a.a.0. - bei juris, Rn. 8) um einen nicht tra-
genden Nebensatz handelt. Befasst sich ein anderes Oberlandesgericht - wie im dortigen
Verfahren - mit einer Rechtsfrage nur im Rahmen eines obiter dictum, so liegt jedenfalls
kein Fall der Vorlagepflicht vor (vgl. BGH, Beschluss vom 15. 10. 1952, Az.: 5 StR 763/52
= BGHSt 3, 234; Kotz/Oglakc|oglu, in: Minchener Kommentar zur StPO, 1. Auflage 2018
Rdnr. 37 m.w.N.).

¢) Aufgrund der mithin wirksamen Einspruchsbeschrankung sind die in dem Bul3geldbe-
scheid der Thiringer Polizei vom 06.07.2023 getroffenen tatsachlichen Feststellungen
in Rechtskraft erwachsen. Dies schliet die tatsachlichen Annahmen, welche die jewei-
lige Schuldform begriinden, mit ein. Der vorliegende BuRgeldbescheid enthalt zwar kei-
ne ausdrucklichen Angaben zur Schuldform. Dies steht der Wirksamkeit der Beschran-
kung aber nicht entgegen, sofern die Verfolgungsbehdrde ihrer Tatahndung - wie hier -
offensichtlich die Regelsatze der BuBgeldkatalog-Verordnung zugrunde gelegt hat (vgl.
BayObLG, Beschluss v. 22.02.2023, Az.: 201 ObOWi 66/23, bei juris, Rdnr. 3). Denn die
Betrage des BuRgeldkatalogs, an den die Behérde grundsatzlich gebunden ist, gehen bei
Geschwindigkeitstbertretungen regelhaft von fahrlassiger Begehung und gewdhnlichen
Tatumstanden aus, § 1 Abs. 2 BKatV . Bei Verkehrsordnungswidrigkeiten, die nach MaR-
gabe der Bulgeldkatalogverordnung behandelt wurden, ist daher in der Regel vom Vor-
wurf fahrlassigen Handelns auszugehen, soweit keine naheren Angaben zur Schuldform
aufgenommen sind (vgl. OLG Hamm, Beschluss vom 16.01.2012, Az.: lll-2 RBs 141/11,
bei juris, Rdnr. 10). Das Tatgericht muss in dieser Konstellation von der im BuSgeldbe-
scheid - zumindest konkludent - zum Ausdruck kommenden Tatvariante ausgehen (vgl.
OLG Rostock, a.a.0.) und darf diese nicht mehr abandern (vgl. OLG Bamberg, Beschluss
vom 17.03.2016, Az.: 3 Ss OWi 360/16, bei juris, Rdnr. 13). In der Folge richtete sich der
Schuldspruch in dem BuRgeldbescheid der Tharinger Polizei vom 06.07.2023 vorliegend
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ebenfalls nur auf eine fahrlassige Begehungsweise. In dieser Form ist der Schuldspruch
vor dem Hintergrund der wirksamen Einspruchsbeschrankung in Rechtskraft erwach-
sen. Der Schuldspruch war daher der Uberpriifbarkeit durch das Tatgericht entzogen. Die
dennoch diesbeziglich getroffene Entscheidung unterliegt in der Folge der Aufhebung
durch den Senat.

2. Da der Schuldspruch infolge insoweit bereits eingetreten gewesener Rechtskraft des
BuRgeldbescheids keinen Bestand haben konnte, unterlag die Rechtsfolgenentscheidung
des Amtsgerichts ebenfalls der Aufhebung.

a) Der Senat hat in der Folge zunachst gem. §§ 354 Abs. 1a Satz 2 StPO, 79 Abs. 6 OWIG
die GeldbuRe auf den in Nr. 11.3.7 des Anhangs zur BKatV niedergelegten Regelbetrag
fur eine fahrlassige Begehungsweise abgeandert. Ausgangspunkt der Bemessung einer
festzusetzenden Geldbul3e sind nach § 17 Abs. 3 Satz 1 OWiG zunachst die Bedeutung
der Ordnungswidrigkeit sowie der dem Betroffenen zu machenden Vorwurf. Die wirt-
schaftlichen Verhaltnisse spielen dabei lediglich eine untergeordnete Rolle. Im Bereich
von Verkehrsordnungswidrigkeiten hat der Verordnungsgeber durch die Festlegung von
Regelgeldbulien fir eine Vielzahl von Sachverhalten bereits im Vorfeld Bestimmungen
zur Bedeutung der jeweiligen Ordnungswidrigkeit und dem dem Betroffenen regelmaRig
zu machenden Vorwurf getroffen hat, die auch die Leistungsfahigkeit der durchschnitt-
lichen Betroffenen im Blick haben. Der Verordnungsgeber hat mit dem Regelsatz zu er-
kennen gegeben, was er unter den diesen ausfullenden Bedingungen im Regelfall fir an-
gemessen erachtet. Dabei sind die festgelegten Regelsatze gem. § 1 Abs. 2 S. 1 BKatV
ebenso wie Regelfahrverbote Zumessungsrichtlinien im Rahmen von § 17 Abs. 3 OWIiG;
sie haben Rechtssatzqualitat und binden bei Vorliegen eines Regelfalls auch die Gerichte
(vgl. Senatsbeschluss vom 14.06.2024, 1 ORbs 121 SsBs 40/24 m.w.N., bei juris). Vorlie-
gend hat das Amtsgericht auf der Basis der insoweit unangefochtenen Urteilsgriinde kei-
ne Besonderheiten des Einzelfalls festgestellt, welche das Vorliegen eines Ausnahmefalls
begrinden kénnten. Daher ist vom Vorliegen des Regelfalls nach Nr. 11.3.7 des Anhangs
zur BKatV auszugehen mit der Folge der Verhangung einer RegelgeldbuBRe von 320 Eu-
ro fir den vorgeworfenen VerstoR. Dies entspricht auch dem Antrag des Betroffenen in
dem vorliegenden Rechtsbeschwerdeverfahren.

b) Daneben hat der Senat gem. §§ 354 Abs. 1a S. 2 StPO, 79 Abs. 6 OWIG ein Fahrver-
bot fUr die Dauer von (nur) einem Monat gegen den Betroffenen ausgesprochen. Soweit
das Amtsgericht ein langerfristiges Fahrverbot in der angefochtenen Entscheidung vor-
gesehen hatte, ist dieser Ausspruch ebenfalls nicht zu rechtfertigen. Nach Nr. 11.3.7
des Anhangs zur BKatV ist fur die Tat jedenfalls bei der hier zutreffend anzunehmenden
fahrlassigen Begehungsweise ein Regelfahrverbot flir die Dauer von einem Monat vor-
gesehen. Ausnahmegrinde, welche fur ein Absehen von dem Regelfahrverbot gem. § 4
Abs. 4 BKatV sprechen kénnten, sind vorliegend nicht festgestellt und mit der Rechtsbe-
schwerdebegrindung auch nicht vorgetragen worden. Der Betroffene wendet sich viel-
mehr allein gegen die erhéhte Dauer des Fahrverbots in der angefochtenen Entschei-
dung. Auch insoweit hat die Rechtsbeschwerde Erfolg. Denn Grinde fur eine Erhdhung
der in Nr. 11.3.7 vorgesehenen Fahrverbotsdauer von einem Monat sind ebenfalls nicht
festgestellt, sodass es bei dem Regelfahrverbot von einem Monat zu verbleiben hatte.
Der Betroffene ist nach den Feststellungen des Amtsgerichts bisher verkehrsrechtlich
nicht in Erscheinung getreten. Das Amtsgericht hat die Verdoppelung der Fahrverbots-
frist vorliegend vielmehr allein auf eine vorsatzliche Begehungsweise gestitzt. Schon
aufgrund dieses unzutreffenden Ausgangspunkts betreffend die Schuldform konnte die
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Fahrverbotsdauer daher keinen Bestand haben. Unabhangig hiervon fiihrt jedoch auch
eine vorsatzliche Begehungsweise nach § 3 Abs. 4a BKatV regelmaRig nur zu einer Ver-
doppelung des Regelsatzes der GeldbuRe. Auswirkungen im Hinblick auf die Dauer des
Fahrverbots sind demgegeniber nicht niedergelegt. Bei Ordnungswidrigkeiten gem. § 24
StVG kommt die Anordnung eines Fahrverbots wegen grober Verletzung der Pflichten ei-
nes Kraftfahrzeugfuhrers nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 BKatV in der Regel in Betracht, wenn ein
Tatbestand der Nummern 11.1 bis 11.3 in der jeweiligen Hohe entsprechend der im An-
hang niedergelegten Tabelle erfullt ist. Wird in diesen Fallen ein Fahrverbot angeordnet,
so ist nach Satz 2 der Vorschrift in der Regel die dort bestimmte Dauer festzusetzen. Da-
nach ist in Nr. 11.3.7 far die vorliegende Geschwindigkeitstiberschreitung zwischen 41
und 50 km/h ein Fahrverbot von einem Monat vorgesehen. Eine Differenzierung nach der
Schuldform erfolgt insoweit nicht. Wahrend gem. § 3 Abs. 4a BKatV fir Geldbul3en bei
vorsatzlicher Begehung eine Verdopplung vorgesehen ist, fehlt eine entsprechende Re-
gelung fur die Fahrverbotsdauer. Das Fahrverbot nach § 25 Abs. 1 StVG hat eine Erzie-
hungs- und Warnfunktion. Es ist als rein spezial-praventive Denkzettel- und Besinnungs-
malnahme gedacht und ausgeformt. Wie der enge gesetzliche Rahmen fur die Dauer
eines Fahrverbots von einem bis drei Monaten zeigt, geht der Gesetzgeber davon aus,
dass die beabsichtigte Wirkung grundsatzlich schon mit einem kurzfristigen Fahrverbot
zu erreichen ist (vgl. OLG Oldenburg, Beschluss vom 20.04.2021, Az.: 2 Ss (OWi) 88/21,
bei juris, Rdnr. 20). Es ist daher auch bei Anordnung eines Fahrverbotes nicht zuladssig,
dessen Regeldauer nach dem BuBgeldkatalog allein wegen vorsatzlichen Handelns zu
verdoppeln (vgl. OLG Koblenz, Beschluss vom 10.03.2010, Az.: 2 SsBs 20/10, bei juris,
Rdnr. 9). Nachdem der Betroffene vorliegend keine einschlagigen Vorahndungen auf-
wies, sondern es sich um die erste verkehrsrechtliche Verurteilung Gberhaupt handel-
te, ist daher nur die einmonatige Regeldauer in Ansatz zu bringen. In diesem Zusam-
menhang ist insbesondere zu bericksichtigen, dass gegen den Betroffenen bisher noch
kein Fahrverbot verhangt werden musste, sodass i.d.R. bei Einhaltung des Regelrahmens
nach dem BuRgeldkatalog im Ubrigen davon ausgegangen werden kann, dass die erfor-
derliche Besinnungsfunktion allein durch die Verhdngung des Fahrverbots als solchem zu
erreichen ist und es daher keiner Verlangerung seiner Dauer bedurfte. Gegenteiliges hat
das Amtsgericht jedenfalls in tatsachlicher Hinsicht nicht festgestellt. Es steht auch nicht
zu erwarten, dass das Tatgericht insoweit weitergehende Feststellungen wird treffen
kénnen, nachdem der VerstoR wegen fahrlassiger Begehungsweise dem Grunde nach in
Rechtskraft erwachsen ist und der nicht vorgeahndete Betroffene sich weitergehend zur
Tat nicht einliel.

3. Im Hinblick auf die Kostenentscheidung hat der Senat berlicksichtigt, dass der Ein-
spruch des Betroffenen insgesamt erfolglos blieb; in dem vorliegenden Rechtsbeschwer-
de jedoch dem hier allein verfahrensgegenstandlichen Rechtsbeschwerdeantrag des Be-
troffenen in vollem Umfang stattgegeben werden konnte. In der Folge waren diese Kos-
ten und Auslagen der Staatskasse aufzuerlegen.

a) Die Kostenentscheidung flir das Rechtsbeschwerdeverfahren beruht auf § 473 Abs. 3
stopp i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG. Hat der Betroffene sein Rechtsmittel auf bestimmte Be-
schwerdepunkte beschrankt und hat ein solches Rechtsmittel Erfolg, so sind die notwen-
digen Auslagen danach der Staatskasse aufzuerlegen. Dies gilt gleichermaRen fir die
Verfahrenskosten, was das Gesetz nicht ausdriicklich erwahnt, aber voraussetzt (vgl.
OLG Koblenz, Beschluss vom 28.04.2021, Az.: 5 Ws 196/21, bei juris). Diese Vorausset-
zungen liegen hier vor. Mit der Rechtsbeschwerdebegrindung brachte die Verteidigung
im Rahmen ihrer Antragstellung zum Ausdruck, die verfahrensgegenstandliche Entschei-
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dung des Amtsgerichts nur insoweit anfechten zu wollen, als dass eine Verschlechterung
im Verhaltnis zum BuRgeldbescheid wegen der - unrichtig angenommenen - vorsatzli-
chen Begehungsweise ausgesprochen wurde. Vor diesem Hintergrund beantragte der
Verteidiger die Verhangung der Regelgeldbulie von 320 Euro nebst des Regelfahrverbots
von einem Monat wegen fahrlassiger Begehungsweise. Diese Rechtsfolge hat der Senat
auf der Basis der Regelwirkung der BuSgeldkatalogverordnung vorliegend antragsgemafi
ausgesprochen. Das konzentriert auf die Frage der Wirksamkeit der Einspruchsbeschran-
kung eingelegte Rechtsmittel des Betroffenen, das sich nach der Rechtsbeschwerdebe-
grindung ausdrucklich auf die ausgesprochene Schuldform und die sich hieran anknup-
fenden erhdhten Rechtsfolgen fokussierte, erreichte daher im Ergebnis vollumfanglich
sein Ziel.

b) Demgegeniiber war im Ergebnis der gerichtlichen Uberpriifung im Verhaltnis zu dem
BuBgeldbescheid der Thiringer Polizei vom 06.07.2023 keine Anderung der Rechtsfolge
vorzunehmen, sodass der urspriinglich vollumfanglich eingelegte Einspruch letztlich er-
folglos geblieben ist. Die zum Nachteil des Betroffenen ergangene Kostenentscheidung

fur das Einspruchsverfahren im Ubrigen hat daher Bestand.

- Seite 12 von 12 -



	Leitsatz
	Orientierungssatz
	Verfahrensgang
	Tenor
	Gründe

